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In Kürze
Schutz vor Terrorismus 
geht vor Familienrecht
Der innenpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion, 
Frank Henkel, sprach 
sich dafür aus, mutmaß-
liche Extremisten und 
Unterstützer von Terror 
konsequent auszuwei-
sen: „Wir brauchen jede 
Art von Schutz vor Terro-
risten. Auch vor solchen 
Terroristen, die unter 
dem Deckmantel der 
‚Familie‘ � todbringende 
Pläne schmieden. Der 
Schutz der Bevölkerung 
in unserem Land muss 
absoluten Vorrang ha-
ben: Strafrecht muss vor 
Familienrecht gehen!“

Gedenkstättenkonzept 
des Senats nicht reali-
sierbar
Der kulturpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion, 
Uwe Lehmann-Brauns, 
erklärte zur Verabschie-
dung des Gedenkstät-
tenkonzepts durch den 
Berliner Senat: „Das 
Konzept ist nicht mit den 
verantwortlichen Stel-
len der Bundesregierung 
abgesprochen, von der 
eine erhebliche finanzi-
elle Beteiligung erwartet 
wird. Insoweit leidet das 
Papier unter einem Reali-
sierungsmangel.“ Zudem 
sei das Papier ohne Be-
teiligung der Opferver-
bände erstellt worden. 

Ganztagsschulen ste-
hen vor dem Kollaps
„Die drohende Aufga-
be der Kronach-Grund-
schule in Steglitz als 
Ganztagsschule ist ein 
Zeichen für das Versa-
gen des Senats in der 
Bildungspolitik. Es ist 
jetzt nur eine Frage der 
Zeit, wann die nächste 
Ganztagsschule in Ber-
lin vor der Personalnot 
kapituliert“, erklärte der 
Vorsitzende der Berliner 
CDU-Fraktion, Nicolas 
Zimmer. Trotz großzü-
giger Finanzausstattung 
durch den Bund hätten 
SPD und Linkspartei.PDS 
das Bildungschaos nicht 
im Griff. „Die Förderung 
der Ganztagsschulen 
durch Rot-Rot ist eine 
Mogelpackung“, so Zim-
mer. 

Eine neue 
Studie der 
Wirtschafts-
woche und 
der Initiati-
ve Neue So-
ziale Markt-

wirtschaft belegt es 
schonungslos: 
Im Vergleich der 50 ein-
wohnerstärksten Städte 
Deutschlands landet Ber-
lin zum wiederholten Male 
auf den letzten Plätzen, 
diesmal Platz 48. Berlin 
gehört damit zu den un-
attraktivsten Wirtschafts-
standorten Deutschlands. 
Untersucht wurden 117 
ökonomische und struk-
turelle Indikatoren wie 
Arbeitseinkommen, Brut-
toinlandsprodukt oder 
Ausbi ldungsplatzdich-
te. Laut Studie leidet die 
Hauptstadt vor allem un-
ter einer hohen Krimina-
litätsrate. Ebenso zeigt 
sich ein starkes Gefälle 
gegenüber anderen Städ-
ten beim Wohlstand ihrer 
Einwohner und der extrem 
hohen Arbeitslosigkeit. 
Nicolas Zimmer, Vorsit-
zender der CDU-Fraktion, 
hat den rot-roten Senat für 
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Rot-Rot schwächt Berlins Wirtschaft dauerhaft 
diese dauerhafte Schwä-
chung der Hauptstadt 
verantwortlich gemacht: 
„Die Zahlen sind entlar-
vend: 300.000 Arbeitslose, 
600.000 Stunden Unter-
richtsausfall und 500.000 
Straftaten innerhalb eines 

Jahres – nicht unbedingt 
Werbeslogans für eine 
Stadt. Der Regierende 
Bürgermeister kümmert 

sich nicht um Wirtschaft 
und Arbeitsplätze, er tritt 
nur auf, wenn alle Mes-
sen gesungen sind. Und 
sein PDS-Wirtschaftsse-
nator ist nur bekannt für 
sein Zuhören, nicht für das 
Beseitigen von Hinder-

nissen oder 
das Lösen 
von Proble-
men. Ganz 
zu schwei-
gen von ei-
ner aktiven 
Wirtschafts- 
und Arbeits-
m a r k t p o l i -
tik, die Berlin 
d r i n g e n d 
braucht.“ 
Zimmer erin-
nerte an den 
V o r s c h l a g 
der CDU-
Fraktion zu 
einem Job-
gipfel in der 
Hauptstadt: 
„Herr Wo-
wereit hat 
nicht einmal 

reagiert.“ Anstelle dessen 
schließen auch weiterhin 
Unternehmen ihre Pfor-
ten, tausende Menschen 

werden arbeitslos: CNH, 
JVC, Samsung sind nur ei-
nige Namen, hinter denen 
jedoch traurige Schicksale 
von Menschen stehen, die 
nun ihre Familien nicht 
mehr selbst ernähren kön-
nen. 
Zimmer kündigte an, im 
Falle eines Wahlsiegs im 
September werde die CDU 
aus der Hauptstadt eine 
Existenzgründungsmetro-
pole machen: „Wir wollen 
Kapital und Arbeit in Ein-
klang bringen. Mehr In-
vestitionen, mehr Bereit-
schaft zur Selbständigkeit, 
weniger Bürokratie, mehr 
Förderung für start-ups, 
eine neue Brücke zwischen 
Wirtschaft und Wissen-
schaft. Wir müssen Kräfte 
entfesseln. Berlin hat alle 
Chancen, die Potentiale zu 
heben: Wir haben hervor-
ragend qualifizierte und 
motivierte Menschen, die 
endlich arbeiten wollen. 
Wenn der Senat dies nicht 
will, muss er abtreten.“

Weitere Informationen im 
Wahlprogramm der CDU 
Berlin unter: 
www.cduberlin.de
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Die aktuel-
len Zahlen 
auf dem 
L e h r s t e l -
lenmarkt in 
Deutschland 
sind zweifel-

sohne alarmierend.
Als Konsequenz jedoch 
das Ende des Ausbildungs-
paktes zu fordern, wie es 
die Linkspartei. PDS tut, 
verkenne schlichtweg die 
Vielfalt der Ursachen, be-
tonte der Abgeordnete 
Kai Wegner in seiner Rede 
vor dem Deutschen Bun-
destag Ende Juni. „Der 
Ausbildungspakt ist noch 
ein junges Instrument, 
welches sich eines über-
aus komplexen Problems 
annehmen soll.“ Neben 
der Konjunkturabhängig-
keit spielen leider oft die 
fehlende Flexibilität in der 
beruflichen Bildung und 
auch die fehlende Ausbil-
dungsfähigkeit einiger Ju-
gendlicher eine große Rol-

le. Nach einer Umfrage der 
Deutschen Industrie- und 
Handelskammer konnte 

jeder zweite Betrieb we-
gen der schlechten schu-
lischen Vorbildung vieler 
Bewerber seine Ausbil-
dungsplätze nicht beset-
zen. 
„Eine Zwangsabgabe wür-
de die Betriebe bestrafen, 

die vielleicht gern ausbil-
den würden, dies aufgrund 
ihrer wirtschaftlichen Si-

tuation oder 
der fehlenden 
A u s b i l d u n g s -
fähigkeit Ju-
gendlicher aber 
leider nicht 
können“, warn-
te Kai Wegner, 
der Mitglied 
im Ausschuss 
für Wirtschaft 
und Technolo-
gie ist. Es darf 
auch nicht ver-
gessen werden, 
dass gerade die 
kleineren und 
mitte lständi -
schen Betriebe 

in Deutschland rund 82 
% aller Lehrlinge ausbil-
den, wofür ihnen unser 
Dank gebührt, sicher je-
doch nicht die Drohung 
mit Zwangsmaßnahmen. 
Vielmehr sollte den ausbil-
denden Betrieben in vie-

lerlei Hinsicht Entgegen-
kommen gezeigt werden. 
Das betrifft vor allem die 
Anhebung der viel disku-
tierten Qualität der schu-
lischen Ausbildung. Kai 
Wegner weist darauf hin, 
dass die Ergebnisse des 
Ausbildungspaktes deutli-
che regionale Unterschie-
de zeigen. „In den Ländern, 
in denen die Union regiert 
ist die Ausbildungsmarkt-
situation deutlich erfreu-
licher als beispielsweise in 
den von Rot-Rot regierten 
Schlusslichtern Mecklen-
burg-Vorpommern und 
Berlin.“  Wegner fordert 
Arbeitgeber, Gewerk-
schaften und Politik auf, 
konstruktiv zusammenzu-
arbeiten und die Heraus-
forderung für mehr Aus-
bildungsplätze gemeinsam 
anzugehen, statt den 
Unternehmen die alleini-
ge Verantwortung durch 
eine Zwangsabgabe aufzu- 
erlegen. 

Deutschland braucht Ausbildungsplätze

Kai Wegner

Zwangsabgabe würde Betriebe bestrafen

01 > München 130,6
02 > Frankfurt 126,7 
03 > Stuttgart 124,4
04 > Düsseldorf 124,0
05 > Mainz 120,3
06 > Karlsruhe 119,2
07 > Mannheim 117,0
08 > Münster 115,8
09 > Köln 115,2
10 > Dresden 115,0
11 > Hamburg 114,2
12 > Wiesbaden 112,9
13 > Bonn 112,5
14 > Braunschweig 109,8
15 > Mülheim 109,3

46 > Halle 82,1
47 > Lübeck 79,3
48 > Berlin 77,2
49 > Gelsenkirchen 73,8
50 > Rostock 65,2

Rang  Stadt Punkte
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